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Beschlussempfehlung

Hannover, den 05.12.2018
Ausschuss flr Inneres und Sport

Entwurf eines Gesetzes zur Einfihrung einer Familienpflegezeit flir Beamtinnen, Beamte,
Richterinnen und Richter sowie zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/149

Berichterstattung: Abg. Dunja Kreiser (SPD)
(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.)

Der Ausschuss fir Inneres und Sport empfiehlt dem Landtag, den Gesetzentwurf mit den aus der
Anlage ersichtlichen Anderungen anzunehmen.

Thomas Adasch
Vorsitzender
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Gesetz
zur Einfliihrung einer Familienpflegezeit fur
Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter
sowie zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

Artikel 1
Anderung des Niedersachsischen Beamtengesetzes

Das Niedersachsische Beamtengesetz vom
25. Marz 2009 (Nds. GVBI. S.72), zuletzt gedndert
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2016
(Nds. GVBI. S. 308), wird wie folgt geandert:

1. 86 Abs. 3 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,°Sie sind zu verabschieden, wenn die Vorausset-
zungen gegeben sind, unter denen eine Beamtin
oder ein Beamter auf Lebenszeit in den Ruhestand
oder in den einstweiligen Ruhestand zu versetzen
ist oder versetzt werden kann.”

2. § 18 wird wie folgt geandert:

a) Der Uberschrift werden ein Komma und das
Wort ,Héchstalter angefuigt.

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

c) Es werden die folgenden Absétze 2 und 3 an-
gefugt:

»(2) In das Beamtenverhaltnis auf Wider-
ruf kann in einen Vorbereitungsdienst einge-
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Gesetz
zur Einfihrung einer Familienpflegezeit fiir
Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter
sowie zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften

Artikel 1
Anderung des Niedersachsischen Beamtengesetzes

Das Niedersachsische Beamtengesetz vom
25. Marz 2009 (Nds. GVBI. S.72), zuletzt geandert
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16. Mai 2018 (Nds.
GVBI. S. 66), wird wie folgt geandert:

0/1.In 85 Abs. 1 werden die Sétze 4 und 5 durch die
folgenden neuen Séatze 4 bis 8 ersetzt:

., ’Die Probezeit kann bei besonderer Bewah-
rung bis auf ein Jahr verkiirzt werden. °Die Pro-
bezeit verkurzt sich um die Zeit eines Urlaubs
ohne Dienstbeziige und Elternzeit ohne Dienst-
bezige, soweit der Urlaub oder die Elternzeit
wahrend des fir die Probezeit vorgesehenen
Zeitraums in Anspruch genommen wird. ®Ver-
kurzt sich die Probezeit nach Satz 5 wegen ei-
nes Urlaubs nach 8 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
oder Elternzeit nach den nach § 81 geltenden
Rechtsvorschriften auf weniger als ein Jahr, so
ist sie auf ein Jahr zu verlangern. 'Im Ubrigen
ist eine Verlangerung der Probezeit nicht zulés-
sig. ®Eine Anrechnung nach Satz 3 und eine
Verklirzung oder Verlangerung der Probezeit
nach den Séatzen 4 bis 6 kdnnen nebeneinander
erfolgen.”

1. unverandert

2. § 18 wird wie folgt geéndert:

a) unverandert

b) unverandert

c) Es werden die folgenden Absétze 2 und 3 an-
geflgt:

»(2) In das Beamtenverhaltnis auf Wider-
ruf zur Ableistung eines Vorbereitungs-
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stellt werden, wer das 40. Lebensjahr, als
schwerbehinderter Mensch das 45. Lebens-
jahr, noch nicht vollendet hat.

(3) Laufbahnbewerberinnen und Lauf-
bahnbewerber kbnnen in ein Beamtenverhalt-
nis auf Probe eingestellt werden, wenn sie
das 45. Lebensjahr, als schwerbehinderte
Menschen das 48. Lebensjahr, noch nicht
vollendet haben.”

3. 825 Nr. 8 erhélt folgende Fassung:

Ausnahmen von den Hochstaltersgrenzen fiir
die Einstellung in den Vorbereitungsdienst
und in ein Beamtenverhdltnis auf Probe, ins-
besondere um den Abschluss einer Berufs-
ausbildung zu gewahrleisten, zum Ausgleich
von Nachteilen durch die Betreuung oder
Pflege von Kindern oder sonstigen Angehori-
gen und fur Félle, in denen ihre Anwendung
dienstlichen Belangen widerspricht oder unbil-
lig ist,”.

4. § 37 Abs. 1 erhéalt folgende Fassung:

»(1) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit

oder auf Zeit kdnnen auf Antrag in den Ruhestand
versetzt werden, wenn sie das 60. Lebensjahr voll-
endet haben.”
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dienstes kann eingestellt werden, wer
das 40. Lebensjahr, als schwerbehinderter
Mensch das 45. Lebensjahr, noch nicht voll-
endet hat.

(3) Eine Laufbahnbewerberin oder ein
Laufbahnbewerber kann in das Beamtenver-
haltnis auf Probe eingestellt werden, wenn sie
oder er das 45. Lebensjahr, als schwerbe-
hinderter Mensch das 48. Lebensjahr, noch
nicht vollendet hat.”

3. §25wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Nummer 8 erhélt folgende Fassung:

,8. Ausnahmen von den Hdochstaltersgren-
zen fir die Einstellung in das Beamten-
verhaltnis auf Widerruf zur Ableis-
tung eines Vorbereitungsdienstes und
in das Beamtenverhdltnis auf Probe als
Laufbahnbewerberin oder Laufbahn-
bewerber fir den Fall, dass die An-
wendung der jeweiligen HOchstal-
tersgrenze zur Erreichung des Ziels,
eine angemessene Beschaftigungs-
zeit vor dem Eintritt in den Ruhestand
zu gewabhrleisten, nicht erforderlich
oder nicht angemessen ware, insbe-
sondere um den Abschluss einer Be-
rufsausbildung zu gewahrleisten, zum
Ausgleich von Nachteilen durch die Be-
treuung oder Pflege von Kindern oder
sonstigen Angehdrigen und fur Falle, in
denen die Anwendung der Hodchstal-
tersgrenze dienstlichen Belangen wi-
dersprache oder unbillig wére,*.

In Nummer 9 werden nach dem Wort ,,Ver-
langerung“ ein Komma sowie die Worte
»ihre Verkurzung um Zeiten der Betreuung
oder Pflege eines Kindes oder einer oder
eines pflegebedirftigen sonstigen Ange-
horigen“ eingefligt.

4. 8§37 Abs. 1 erhélt folgende Fassung:

»(1) Beamtinnen und Beamte

kénnen auf Antrag in den Ruhestand versetzt
werden, wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet
haben.”

4/1.In § 62 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort ,,wenn*
durch das Wort ,,soweit“ ersetzt.
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5. Nach § 62 wird der folgende § 62 a eingefigt:

.8 62 a
Familienpflegezeit

(1) 'Beamtinnen und Beamten mit Dienst-
beziigen ist auf Antrag fir die Dauer von langstens
48 Monaten Teilzeitbeschaftigung als Familienpfle-
gezeit zu bewilligen zur Pflege einer oder eines
pflegebedirftigen nahen Angehdérigen im Sinne des
87 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) in
hauslicher Umgebung, es sei denn, dass zwingen-
de dienstliche Belange entgegenstehen. “Die Pfle-
gebedurftigkeit ist durch Vorlage eines arztlichen
Zeugnisses oder einer Bescheinigung der Pflege-
kasse oder des Medizinischen Dienstes der Kran-
kenversicherung oder durch Vorlage einer entspre-
chenden Bescheinigung einer privaten Pflegeversi-
cherung nachzuweisen.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

Nach § 62 wird der folgende § 62 a eingefiigt:

,.862a
Familienpflegezeit

(1) 'Beamtinnen und Beamten mit Dienst-
beziigen, die

1. eine pflegebedirftige nahe Angehérige
oder einen pflegebedirftigen nahen Angeho-
rigen (8 7 Abs. 3 des Pflegezeit-
gesetzes - PflegeZG) in hauslicher Umge-
bung tatsachlich pflegen oder

2. eine minderjéhrige pflegebedirftige nahe
Angehdrige oder einen minderjahrigen
pflegebedirftigen nahen Angehdrigen in
hauslicher oder auferhauslicher Umge-
bung tatsachlich betreuen,

ist auf Antrag (jetzt in Absatz 1/1
Satz 1) Teilzeitbeschaftigung als Familienpflegezeit
zu bewilligen, soweit zwingende dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen. Die Pflegebediirftig-
keit ist durch _____ ein arztliches Gutachten oder
eine Bescheinigung der Pflegekasse oder des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung
oder durch eine entsprechende Bescheini-
gung einer privaten Pflegeversicherung nachzu-
weisen.

(1/1) *Familienpflegezeit wird fir die Dauer
von langstens 48 Monaten bewilligt und gliedert
sich in zwei gleich lange, jeweils zusammen-
h&ngende und unmittelbar aufeinanderfolgende
Zeitrdume (Pflegephase und Nachpflegephase).
%Ist die Pflegephase zunéachst auf
weniger als 24 Monate festgesetzt worden, so ist
sie auf Antrag bis zur Dauer von 24 Monaten zu
verlangern, soweit die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 weiterhin vorliegen; die Nachpflegepha-
se ist entsprechend zu verlangern. ®Fallen die
Voraussetzungen des Absatzes 1 wahrend der
Pflegephase weg, so ist das Ende der Pflege-
phase neu auf den Ablauf des Monats festzuset-
zen, der auf den Monat folgt, in dem die Voraus-
setzungen weggefallen sind; die Nachpflegepha-
se ist entsprechend zu verkiirzen. “Eine Bewilli-
gung darf nur erfolgen, soweit eine vollstandige
Ableistung der Pflege- und Nachpflegephase vor
Beginn des Ruhestandes mdglich ist.
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(2) 'Die Bewilligung erfolgt mit der MaRgabe,
dass

1. in einer zusammenhangenden Pflegephase
von langstens 24 Monaten Dienst mit mindes-
tens einem Viertel der regelmafigen wéchent-
lichen Arbeitszeit geleistet wird und

2. in einer sich unmittelbar anschlieBenden
gleichlangen Nachpflegephase Dienst in
einem Umfang geleistet wird, der mindestens
der woéchentlichen Arbeitszeit entspricht, die
vor der Pflegephase geleistet worden ist.

“Eine Bewilligung darf nur erfolgen, wenn eine voll-
standige Ableistung der Pflege- und Nachpflege-
phase vor Beginn des Ruhestandes moglich ist. *Ist
die Pflegephase der Familienpflegezeit fir weniger
als 24 Monate bewilligt worden, so kann sie nach-
traglich bis zur Dauer von 24 Monaten verlangert
werden, wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 vorliegen. “Die Bewilligung der Familienpfle-
gezeit ist mit einem Widerrufsvorbehalt fir die Félle
des Absatzes 5 Satz 1 zu versehen.

(3) Fur die Bemessung der H6he der monat-
lichen Dienstbeziige wahrend der Familienpflege-
zeit gilt 8 11 Abs. 1 des Niedersachsischen Besol-
dungsgesetzes (NBesG) mit der MaRgabe, dass
die Arbeitszeit zugrunde zu legen ist, die sich aus
dem Durchschnitt der wahrend der gesamten
Familienpflegezeit (Pflege- und Nachpflegephase)
zu leistenden Arbeitszeit ergibt.

(4) 'Die Familienpflegezeit endet, nachdem
die zu erbringende Dienstleistung in der Nachpfle-
gephase vollstandig geleistet worden ist. “Die Pfle-
gephase der Familienpflegezeit endet vorzeitig mit
Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in dem
die Voraussetzungen der Pflege einer oder eines
pflegebedirftigen Angehérigen nach Absatz 1 weg-
fallen. °Die Dauer der Nachpflegephase verkiirzt
sich in diesem Fall um den entsprechenden Zeit-
raum.

(5) "Die Bewilligung der Familienpflegezeit ist
mit Wirkung fir die Vergangenheit zu widerrufen

1. bei Beendigung des Beamtenverhaltnisses in
den Fallen des § 21 BeamtStG,

2. bei einem auf Antrag der Beamtin oder des
Beamten erfolgten Wechsel des Dienstherrn,

(2) 'Die individuelle wéchentliche Arbeits-
zeit ist

1. fir die Pflegephase auf mindes-
tens ein Viertel der regelméRligen Ar-
beitszeit und

2. fir die Nachpflegephase auf

mindestens den fir die Beamtin oder den
Beamten vor der Pflegephase geltenden
Umfang

festzusetzen. (jetzt Absatz 1/1 Satz 4)
3 (jetzt Absatz 1/1 Satz 2) *

(3) Fur die Bemessung der Héhe der monat-
lichen Dienstbezliige wahrend der Familienpflege-
zeit gilt § 11 Abs. 1 des Niedersachsischen Besol-
dungsgesetzes (NBesG) mit der MalRRgabe, dass
die wahrend der gesamten Familienpflegezeit
(Pflege- und Nachpflegephase) durchschnittlich
zu leistende Arbeitszeit zugrunde zu legen
ist

(4) 1 2
Satz 3 Halbsatz 1) ®
Satz 3 Halbsatz 2)

(jetzt Absatz 1/1
(jetzt Absatz 1/1

(5) 'Die Bewilligung der Familienpflegezeit ist
mit Wirkung fur die Vergangenheit zu widerrufen

1. unverandert

2. unverandert
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3. wenn Umstande eintreten, welche die vorge-
sehene Abwicklung unmdglich machen oder
wesentlich erschweren, oder

4. wenn der Beamtin oder dem Beamten die
Fortsetzung der Teilzeitbeschaftigung nicht
mehr zugemutet werden kann und dienstliche
Belange nicht entgegenstehen.

Mit dem Widerruf ist der Umfang der wahrend der
bisherigen  Familienpflegezeit zu leistenden
Arbeitszeit entsprechend der nach dem Modell
gemal Absatz 2 Satz 1 in der jeweiligen Phase zu
erbringenden Dienstleistung riickwirkend neu fest-
zusetzen. °lm Fall des Widerrufs sind zu viel ge-
zahlte Beziige von der Beamtin oder dem Beamten
zuriickzuzahlen. “Dies gilt nicht fiir die tiberzahlten
Bezlige innerhalb des Zeitraums der Pflegephase,
soweit sie bereits in der Nachpflegephase ausge-
glichen wurden. °§19 Abs.2 Satz 3 NBesG gilt
entsprechend. °Abweichend von Satz 1 Nr. 1 ist die
Bewilligung der Familienpflegezeit im Fall der Ver-
setzung in den Ruhestand wegen Dienstunfahigkeit
mit Ablauf des Monats zu widerrufen, in dem der
Beamtin oder dem Beamten die Verfligung uber
die Versetzung in den Ruhestand zugestellt wor-
den ist. ‘Eine Ruckzahlung zu viel gezahlter Bezi-
ge findet nicht statt. ®Dies gilt auch im Fall des
Todes der Beamtin oder des Beamten.

(6) *Die Familienpflegezeit kann anstelle des
Widerrufs im Fall

1. eines Beschéftigungsverbots nach den mut-
terschutzrechtlichen Vorschriften,

2. einer Elternzeit oder

3. eines Urlaubs aus familidren Grinden bis zu
drei Jahren nach § 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2

unterbrochen werden. “Féllt die Unterbrechung in
die Pflegephase, so kann die Familienpflegezeit
auf Antrag der Beamtin oder des Beamten nach
Wegfall des Unterbrechungsgrundes auch unmit-
telbar mit einer entsprechend verkirzten Nachpfle-
gephase fortgesetzt werden.
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3. unverandert

4. soweit der Beamtin oder dem Beamten wéh-
rend der Pflegephase die Fortsetzung der
Teilzeitbeschéftigung nicht mehr zugemutet
werden kann und dienstliche Belange nicht
entgegenstehen.

“Mit dem Widerruf ist der Umfang der wihrend der
bisherigen  Familienpflegezeit zu leistenden
Arbeitszeit entsprechend der nach dem Modell
gemal Absatz 2 Satz 1 in der jeweiligen Phase zu
erbringenden Dienstleistung rickwirkend neu fest-
zusetzen. ®lm Fall des Widerrufs sind zu viel ge-
zahlte Bezlige nach MaRgabe des § 19 Abs. 2
__ NBesG von der Beamtin oder dem Beamten
zuriickzuzahlen. * ™ ° ®Abweichend
von Satz 1 Nr. 1 ist die Bewilligung der Familien-
pflegezeit im Fall der Versetzung in den Ruhestand
wegen Dienstunféhigkeit mit Ablauf des Monats zu
widerrufen, in dem der Beamtin oder dem Beamten
die Verfugung uber die Versetzung in den Ruhe-
stand zugestellt worden ist. ‘Eine Riickzahlung zu
viel gezahlter Beziige findet nicht statt. ®Dies gilt
auch im Fall des Todes der Beamtin oder des Be-
amten.

(6) ‘Die Familienpflegezeit soll anstelle des
Widerrufs nach Absatz 5 Satz 1 Nr. 3 im Fall

1. unverandert

2. unverandert

3. unverandert

unterbrochen werden. “Féllt die Unterbrechung in
die Pflegephase, so sind auf Antrag der Beamtin
oder des Beamten die Pflegephase und die
Nachpflegephase so zu verkirzen, dass die
Familienpflegezeit nach Ende der Unterbrechung
_____unmittelbar mit der Nachpflegephase fortge-
setzt wird, soweit zwingende dienstliche Belan-
ge nicht entgegenstehen. °Fallen die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 wahrend der Unter-
brechung weg und wére die Pflegephase zu
diesem Zeitpunkt noch nicht beendet gewesen,
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(7) 8 61 Abs. 2 gilt mit der MaRgabe entspre-
chend, dass nur solche Nebentétigkeiten ausgeubt
oder zugelassen werden dirfen, die dem Zweck
der Familienpflegezeit nicht zuwiderlaufen.

(8) Die Beamtin oder der Beamte ist verpflich-
tet, jede Anderung der Tatsachen unverziiglich
mitzuteilen, die fur die Bewilligung der Familien-
pflegezeit maf3geblich sind.

(9) Eine neue Familienpflegezeit kann erst fur
die Zeit nach Beendigung der Nachpflegephase
der vorangehenden Familienpflegezeit bewilligt
werden.

(10) ‘Beamtinnen und Beamten auf Widerruf
im Vorbereitungsdienst ist Familienpflegezeit zu
bewilligen, soweit dies nach der Struktur der Aus-
bildung mdglich ist und der Ausbildungserfolg nicht
geféhrdet wird. 2Die Absétze 1 bis 9 sind entspre-
chend anzuwenden.*

§ 69 Abs. 2 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,'Fur eine Beamtin oder einen Beamten, die oder
der in die Volksvertretung eines Landes gewahlt
worden ist und deren oder dessen Amt kraft Ge-
setzes mit dem Mandat unvereinbar ist, gelten die
88 5 bis 7, 8§ 8 Abs. 2 und § 23 Abs. 5 des Abge-
ordnetengesetzes (AbgG) in der Fassung vom
21. Februar 1996 (BGBI. | S. 326), zuletzt geandert
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 5. Januar 2017
(BGBI. | S.17), entsprechend mit der MaR3gabe,
dass der Anspruch auf Besoldung bis zum Ablauf
des Monats bestehen bleibt, der dem Monat
vorangeht, in dem sie oder er das Mandat erwirbt
oder erworben hatte.”
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so gilt Absatz 1/1 Satz 3 entsprechend. *Ab-
satz 1/1 Satz 4 gilt entsprechend.

(7) unverandert

(8) unverandert

(9) unverandert

(10) *Fiir Beamtinnen und Beamte auf Wider-
ruf im Vorbereitungsdienst sind die Absétze 1 bis 9
entsprechend anzuwenden, soweit dies nach der
Struktur der Ausbildung mdglich ist und der Ausbil-
dungserfolg nicht gefahrdet wird. 2
(jetzt in Satz 1)*

5/1.In 8§ 65 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte ,,vom

28. Mai 2008 (BGBI. | S. 874, 896) in der jeweils
geltenden Fassung“ gestrichen.

6. 8§69 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird durch die
folgenden neuen Séatze 1 bis 3 er-
setzt:

JYFUr eine Beamtin oder einen Beamten,
die oder der in die Volksvertretung eines
Landes gewahlt worden ist und deren
oder dessen Amt kraft Gesetzes mit
dem Mandat unvereinbar ist, gelten die
885 bis 7, §8 Abs. 2 und § 23 Abs. 5
des Abgeordnetengesetzes (AbgG) in
der Fassung vom 21. Februar 1996
(BGBI. | S. 326), zuletzt geé&ndert durch
Artikel 12 des Gesetzes vom 5. Januar
2017 (BGBI. | S. 17), entsprechend mit
der MaBRgabe, dass die Rechte und
Pflichten aus dem Beamtenverhéltnis
mit Ausnahme der Pflicht zur Amts-
verschwiegenheit und des Verbots
der Annahme von Belohnungen und
Geschenken ab dem Zeitpunkt ruhen,
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7.

In § 80 Abs. 1 Satz 4 werden die Worte ,des Nie-
dersachsischen Besoldungsgesetzes® durch die
Angabe ,NBesG* ersetzt.
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b)

in dem sie oder er das Mandat erwirbt

. ’Die Beamtin oder der
Beamte darf ab dem Zeitpunkt der
Annahme der Wahl dem Dienst fern-
bleiben (§ 67 Abs. 1). °Die Anspriiche
aus dem Abgeordnetenverhaltnis ge-
hen vom Beginn des Monats, in dem
das Mandat erworben wird, bis zu
dem Zeitpunkt, in dem das Mandat
erworben wird, den ihnen dem Grun-
de nach entsprechenden Anspriichen
aus dem Beamtenverhaltnis vor.“

bb) Die bisherigen Satze 2 bis 4 werden
Satze 4 bis 6.

In Absatz 3 Satz 4 werden die Worte ,,des
Hinausschiebens des Besoldungsdienstal-
ters sowie“ gestrichen und die Angabe
»Abs. 1,3 Satz1“ durch die Anga-
be ,,Abs. 3 Satz 1“ ersetzt.

7. 8§80 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

In Absatz 1 Satz 4 werden die Worte ,des
Niedersachsischen Besoldungsgesetzes*
durch die Angabe ,NBesG* ersetzt.

Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 4 wird gestrichen.

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4.

Absatz 6 Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt gean-
dert:

aa) Es wird der folgende neue Buch-
stabe a eingeflgt:

»a) Uber die Notwendigkeit eines
Voranerkennungsverfahrens,“.

bb) Die bisherigen Buchstaben a und b
werden Buchstaben b und c.

cc) Es wird der folgende neue Buchsta-
be d eingefugt:

»d) Uber die Erstattung von Aufwen-
dungen an Personen oder Ein-
richtungen, die Leistungen er-
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Nach & 83 wird der folgende § 83 a eingefuigt:

.383a
Erflllungstibernahme bei
Schmerzensgeldanspriichen

(1) *Hat die Beamtin oder der Beamte wegen
eines tatlichen rechtswidrigen Angriffs, den sie
oder er in Austibung des Dienstes oder auf3erhalb
des Dienstes wegen der Eigenschaft als Beamtin
oder Beamter erleidet, einen Vollstreckungstitel
Uber einen Anspruch auf Schmerzensgeld Uber ei-
nen Betrag von mindestens 250 Euro gegen einen
Dritten erlangt, so soll der Dienstherr auf Antrag die
Erflllung dieses Anspruchs bis zur H6he des fest-
gestellten Schmerzensgeldbetrags Ubernehmen,
wenn die Vollstreckung erfolglos geblieben ist.
“Dies gilt nicht, soweit der Schmerzensgeldbetrag
objektiv unverhéltnismagig zu den erlittenen imma-
teriellen Schaden und deshalb der Hohe nach
offensichtlich unangemessen ist.

(2) Der Dienstherr soll die Erfullungsuber-
nahme verweigern, wenn aufgrund desselben
Sachverhalts ein Unfallausgleich gemaR § 39
NBeamtVG, eine einmalige Unfallentschadigung
gemal § 48 NBeamtVG oder ein Schadensaus-
gleich in besonderen Fallen gemaR 8§ 49 Abs. 1
Satz 2 NBeamtVG gewéhrt wird.

(3) 'Die Ubernahme der Erfiillung ist inner-
halb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach
Erlangung des Vollstreckungstitels schriftlich unter
Nachweis des Vollstreckungsversuchs zu beantra-
gen. “Soweit der Dienstherr die Erfullung tber-
nommen hat, gehen die Anspriiche gegen Dritte
auf ihn tiber. *Der Ubergang der Anspriiche kann
nicht zum Nachteil der oder des Geschadigten gel-
tend gemacht werden.

bringen oder Rechnungen aus-
stellen,.

dd) Die bisherigen Buchstaben ¢ und d
werden Buchstaben e und f.

d) In Absatz 9 Satz 1 werden die Worte ,,im
Sinne des § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgeset-
zes‘“ gestrichen und nach der Angabe ,,§ 2
Abs. 1“ die Worte ,,des Pflegezeitgeset-
zes“ durch die Angabe ,,PflegeZG* ersetzt.

Nach & 83 wird der folgende § 83 a eingefiigt:

.883a
Erflllungstibernahme bei
Schmerzensgeldanspriichen

(1) 'Hat die Beamtin oder der Beamte wegen
eines tatlichen rechtswidrigen Angriffs, den sie
oder er in Austibung des Dienstes oder auf3erhalb
des Dienstes wegen der Eigenschaft als Beamtin
oder Beamter erleidet, einen Vollstreckungstitel
Uber einen Anspruch auf Schmerzensgeld uber ei-
nen Betrag von mindestens 250 Euro gegen einen
Dritten erlangt, so soll der Dienstherr auf Antrag die
Erfullung dieses Anspruchs bis zur Hohe des fest-
gestellten Schmerzensgeldbetrags Ubernehmen,
soweit die Vollstreckung erfolglos geblieben ist.
Dies gilt nicht, soweit der Schmerzensgeldbetrag
objektiv unverhéltnisméagig zu den erlittenen imma-
teriellen Schéaden und deshalb der Ho6he nach
offensichtlich unangemessen ist.

(2) unverandert

(3) 'Die Ubernahme der Erfillung ist inner-
halb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach
Erlangung des Vollstreckungstitels schriftlich unter
Nachweis des Vollstreckungsversuchs zu beantra-
gen. 23 (jetzt in Absatz 5) “Fur
Schmerzensgeldanspruche, fur die vor dem 1. Ja-
nuar 2019 ein Vollstreckungstitel erlangt wurde,
der nicht alter als drei Jahre ist, kann der Antrag
nach Satz 1 innerhalb einer Ausschlussfrist von
sechs Monaten ab dem 1. Januar 2019 gestellt
werden.
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(4) Fur Schmerzensgeldanspriiche, fur die vor
dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens des
§ 83 a] ein Vollstreckungstitel erlangt wurde, der
nicht alter als drei Jahre ist, kann der Antrag nach
Absatz 3 innerhalb einer Ausschlussfrist von
sechs Monaten ab dem [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens des § 83 a] gestellt werden.*

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

8/1.

(4) wird (hier) gestrichen (jetzt Absatz 3
Satz 4)

(5) *Soweit der Dienstherr die Erfiillung tiber-
nommen hat, gehen die Anspriiche gegen Dritte
auf ihn tber. ?Der Ubergang der Anspriiche kann
nicht zum Nachteil der oder des Geschéadigten gel-
tend gemacht werden.”

Die 88 85 und 86 erhalten folgende Fassung:

»§ 85
Umzugskostenvergiitung

(1) *Eine Vergiitung der notwendigen Kos-
ten fur einen Umzug (Umzugskostenvergutung)
erhalten

1. Beamtinnen und Beamte,

2.  Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestands-
beamte,

3. frihere Beamtinnen und Beamte, die we-
gen Dienstunfahigkeit oder wegen des Er-
reichens der Altersgrenze entlassen wor-
den oder wegen des Ablaufs der Amtszeit
ausgeschieden sind, sowie

4. die Hinterbliebenen der in den Nummern 1
bis 3 genannten Personen

(Berechtigte). “Hinterbliebene im Sinne des Sat-
zes 1 Nr. 4 sind die Witwe, der Witwer, die hin-
terbliebene Lebenspartnerin, der hinterbliebene
Lebenspartner, die Verwandten bis zum vierten
Grad, die Verschwéagerten bis zum zweiten
Grad, Pflegekinder und Pflegeeltern, die mit der
verstorbenen Person zur Zeit ihres Todes nicht
nur voribergehend in hauslicher Gemeinschaft
gelebt haben. 3Umzugskostenverg[]tung wird
nur gewdahrt, wenn diese vor dem Umzug
schriftlich oder elektronisch zugesagt worden
ist. “Umzugskostenvergiitung ist zuzusagen fir
Umzige
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aus Anlass der Versetzung an einen ande-
ren Ort als den bisherigen Dienst- oder
Wohnort, es sei denn, dass

a) mit einer baldigen weiteren Verset-
zung an einen anderen Dienstort zu
rechnen ist,

b) der Umzug aus besonderen Griinden
nicht durchgefiihrt werden soll,

c¢) die Wohnung auf der Kkirzesten
Ublicherweise benutzbaren Strecke
weniger als dreil3ig Kilometer von der
neuen Dienststatte entfernt ist oder

d) der Umzug nicht aus dienstlichen
Grinden erforderlich ist und die oder
der Berechtigte unwiderruflich auf die
Gewédhrung von Umzugskostenvergu-
tung verzichtet hat,

aufgrund der dienstlichen Weisung, eine
Wohnung innerhalb einer bestimmten Ent-
fernung zur Dienststatte oder eine Dienst-
wohnung zu beziehen,

aus Anlass der Raumung einer Dienst-
wohnung aufgrund dienstlicher Weisung
oder

aus Anlass der Aufhebung einer Verset-
zung nach einem Umzug, fur den die Ge-
wahrung von Umzugskostenvergitung
zugesagt worden ist.

°Satz 4 Nr. 1 gilt entsprechend fiir Umziige aus
Anlass

der Verlegung der Beschéftigungsbehdrde
oder

der nicht nur voriibergehenden Verwen-
dung aus dienstlichen Griinden bei einem
anderen Teil der Beschéftigungsbehdrde.

°Umzugskostenvergiitung kann auch zugesagt
werden fur Umzige aus Anlass

1.

2.

der Einstellung,

der Abordnung oder Zuweisung,

11
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3. der vorubergehenden Verwendung bei ei-
nem anderen Teil der Beschéaftigungsbe-
horde,

4. der vorubergehenden dienstlichen Tatig-
keit bei einer anderen Stelle als einer
Dienststelle,

5. der Aufhebung oder Beendigung einer
MaRBnahme nach den Nummern 2 bis 4
nach einem Umzug, fir den die Gewah-
rung von Umzugskostenvergitung zuge-
sagt worden ist, oder

6. der Raumung einer im Eigentum des
Dienstherrn stehenden Mietwohnung,

wenn die jeweilige Malinahme aus dienstlichen
Griinden erfolgt. ‘Die Umzugskostenvergiitung
umfasst die Erstattung von Kosten fiir die Be-
forderung des Umzugsguts, Reisekosten, die
Gewdhrung von Mietentschadigungen, Makler-
gebuhren und die Erstattung sonstiger Kosten.

(2) *Eine aufgrund einer Zusage nach Ab-
satz 1 Satz 6 Nr. 1 gewahrte Umzugskostenver-
gutung ist zurickzuzahlen, wenn die Beamtin
oder der Beamte vor Ablauf von zwei Jahren
nach Beendigung des Umzuges aus einem von
ihr oder ihm zu vertretenden Grund aus dem
Dienst ausscheidet. °Die oberste Dienstbehorde
kann hiervon Ausnahmen zulassen, wenn die
Beamtin oder der Beamte unmittelbar in ein
Dienst- oder Beschéaftigungsverhéltnis bei ei-
nem anderen Dienstherrn im Geltungsbereich
dieses Gesetzes oder einem Dienstherrn oder
einer Einrichtung nach § 35 Abs. 8 NBesG uber-
tritt.

(3) *Das Nahere iiber Inhalt und Umfang
der Umzugskostenvergutung, der Kostenerstat-
tung und das Verfahren der Gewdahrung regelt
die Landesregierung durch Verordnung.
%Insbesondere konnen Bestimmungen getroffen
werden

1. beziglich des Inhalts und des Umfangs
der Umzugskostenvergitung

a) Uber Hochstbetrdge in bestimmten
Fallen,

b) Uber eine pauschale Kostenerstat-
tung,

12
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c) (Uber den Ausschluss der Gewahrung
von Umzugskostenvergitung in be-
stimmten Fallen,

bezuglich des Verfahrens der Gewahrung
von Umzugskostenvergiitung

a) (Uber eine Ausschlussfrist fir die Be-
antragung der Gewdahrung von Um-
zugskostenvergitung,

b) Uber die elektronische Erfassung und
Speicherung von Antragen und
Nachweisen.

(4) FUr Umzuge zwischen dem Inland und

dem Ausland sowie im Ausland sind die Vor-
schriften des Bundes zum Auslandsumzugs-
kostenrecht entsprechend anzuwenden.

§ 86
Trennungsgeld

(1) *Eine Beamtin oder ein Beamter, die

oder der aufgrund

1.

der Versetzung aus dienstlichen Griinden,

der Aufhebung einer Versetzung nach ei-
nem Umzug, fur den die Gewahrung von
Umzugskostenvergltung zugesagt worden
ist,

der Verlegung der Beschéftigungsbehor-
de,

der nicht nur vorubergehenden Verwen-
dung aus dienstlichen Griinden in einem
anderen Teil der Beschaftigungsbehdrde,

der Abordnung, auch zum Zweck der Aus-
oder Fortbildung,

der Zuweisung, auch zum Zweck der Aus-
oder Fortbildung,

der vorubergehenden Verwendung aus
dienstlichen Grinden in einem anderen
Teil der Beschaftigungsbehorde,

der vorubergehenden dienstlichen Téatig-

keit bei einer anderen Stelle als einer
Dienststelle,

13
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9. der Aufhebung oder Beendigung einer
MalBnahme nach den Nummern 5 bis 8
nach einem Umzug, fir den die Gewah-
rung von Umzugskostenvergitung zuge-
sagt worden ist, oder

10. der Einstellung

an einem Ort auBerhalb ihres oder seines bis-
herigen Dienst- oder Wohnorts beschaftigt
wird, erhélt unter Berucksichtigung der hausli-
chen Ersparnis die Kosten vergitet, die durch
die hausliche Trennung oder in besonderen
Fallen entstehen (Trennungsgeld). ’lm Fall des
Satzes 1 Nr. 10 wird Trennungsgeld gewahrt,
falls fur einen Umzug die Gewahrung von Um-
zugskostenvergiitung zugesagt worden ist, an-
dernfalls nur bei voriibergehender Dauer des
Dienstverhéltnisses, der voribergehenden
Verwendung am Einstellungsort oder wéahrend
der Probezeit. 3Trennungsgeld wird auch ge-
wahrt, wenn eine Dienstwohnung auf Weisung
des Dienstherrn gerdaumt werden muss, fir den
Zeitraum, in dem der zur Fihrung eines Haus-
halts notwendige Teil der Wohnungseinrich-
tung eingelagert werden muss. “Als  Tren-
nungsgeld werden die notwendigen Kosten er-
stattet. >Abweichend von Satz 4 werden bei ei-
ner Abordnung oder Zuweisung zum Zweck ei-
ner nicht ausschliefllich im dienstlichen Inter-
esse durchgefuhrten Aus- oder Fortbildung und
im Fall des Satzes 3 nur die angemessenen
Kosten erstattet. °Das Trennungsgeld umfasst
das Trennungsreise-, das Trennungstage- und
das Trennungsubernachtungsgeld, die Reise-
beihilfen fur Heimfahrten und die Auslagener-
stattung bei taglicher Rickkehr zur Wohnung.

(2) ‘Das Néhere uber Inhalt und Umfang
des Trennungsgeldes, der Kostenerstattung
und das Verfahren der Gewd&hrung regelt die
Landesregierung durch Verordnung. ’Insbeson-
dere kbénnen Bestimmungen getroffen werden

1. bezlglich des Inhalts und des Umfangs
der Gewdahrung von Trennungsgeld

a) (Uber Hochstbetrdge in bestimmten
Fallen,

b) Uber eine pauschale Kostenerstat-
tung,



Niedersachsischer Landtag - 18. Wahlperiode

Drucksache 18/2281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/149

9. § 87 a wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 werden die Worte ,des Nieder-
sachsischen Besoldungsgesetzes® durch die
Angabe ,NBesG* ersetzt.

In Absatz 2 werden die Worte ,des Nieder-
sachsischen Beamtenversorgungsgesetzes*
durch die Angabe ,NBeamtVG* ersetzt.
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c) Uber eine abweichende Bemessung
des Trennungsgeldes in Fallen, in
denen die Beamtin oder der Beamte
im Rahmen eines Rotationsverfah-
rens innerhalb eines mehrjéhrigen
Zeitraums mehrfach den Dienstort
wechselt,

d) Uber den Ausschluss der Gewahrung
von Trennungsgeld und

2. bezuglich des Verfahrens der Gewéahrung
von Trennungsgeld

a) Uber eine Ausschlussfrist fur die Be-
antragung von Trennungsgeld,

b) Uber die elektronische Erfassung und
Speicherung von Antragen und
Nachweisen.

(3) 'Fir MaRnahmen nach Absatz 1 Satze 1
bis 3 im oder in das Ausland sowie vom Aus-
land in das Inland sind die Vorschriften des
Bundes zum Auslandstrennungsgeldrecht mit
der MaRRgabe entsprechend anzuwenden, dass
die Landesregierung erméchtigt wird, durch
Verordnung die Kostenerstattung bei einer Ab-
ordnung oder Zuweisung zum Zweck der Aus-
oder Fortbildung an eine Ausbildungsstelle au-
Berhalb der Européischen Union zu begrenzen.
’Satz 1 gilt nicht fur im Grenzverkehr tatige Be-
amtinnen und Beamte bei Malnahmen nach
Absatz 1 Satze 1 bis 3 im Bereich auslandischer
Lokalgrenzbehérden, zwischen solchen Berei-
chen und zwischen diesen und dem Inland.*

unverandert

Dem § 95 wird der folgende Absatz 4 angefligt:

»(4) In beihilfe-, heilfirsorge-, heilverfah-
rens-, reisekosten-, trennungsgeld- und um-
zugskostenrechtlichen Angelegenheiten darf
eine Entscheidung, die ausschlie3lich auf einer
automatisierten Verarbeitung personenbezoge-

15
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10. Nach § 108 wird der folgende § 108 a eingeftigt:

,8 108 a
Hochstalter fiir die Einstellung
in die Fachrichtung Polizei

(1) In das Beamtenverhdltnis auf Widerruf
kann in einen Vorbereitungsdienst fir eine Lauf-
bahn der Fachrichtung Polizei eingestellt werden,
wer das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

(2) Laufbahnbewerberinnen und Laufbahn-
bewerber kdnnen in einer Laufbahn der Fachrich-
tung Polizei in das Beamtenverhéltnis auf Probe
eingestellt werden, wenn sie das 35. Lebensjahr

noch nicht vollendet haben.”

16
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10.

11.

ner Daten beruht, nur dann erfolgen, wenn da-
mit einem Antrag der Beamtin oder des Beam-
ten vollstindig entsprochen wird.*

§ 108 wird wie folgt geandert:

a) Es werden die folgenden Absatze 1 und 2
eingeflgt:

(1) In das Beamtenverhéltnis auf Wider-
ruf zur Ableistung eines Vorbereitungs-
dienstes in einer Laufbahn der Fachrichtung
Polizei kann eingestellt werden, wer das
32. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

(2) Eine Laufbahnbewerberin oder ein
Laufbahnbewerber kann in einer Laufbahn
der Fachrichtung Polizei in das Beamtenver-
héltnis auf Probe eingestellt werden, wenn sie
oder er das 35. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat.”

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 3.
8§ 114 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 5 Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt
geéndert:

aa) Es wird der folgende neue Buch-
stabe a eingefugt:

»a) Uber die Notwendigkeit eines
Voranerkennungsverfahrens,“.

bb) Die bisherigen Buchstaben a und b
werden Buchstaben b und c.

cc) Es wird der folgende Buchstabe d
eingefugt:

»d) Uber die Erstattung von Aufwen-
dungen an Personen oder Ein-
richtungen, die Leistungen er-
bringen oder Rechnungen aus-
stellen,”.

dd) Der bisherige Buchstabe ¢ wird Buch-
stabe e.
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Artikel 2
Anderung des Niedersachsischen
Beamtenversorgungsgesetzes

Das Niedersachsische Beamtenversorgungsgesetz

in der Fassung vom 2. April 2013 (Nds. GVBI. S. 73), zu-
letzt geéndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
20. Dezember 2016 (Nds. GVBI. S. 308), wird wie folgt
geandert:

Dem § 5 Abs. 1 wird der folgende Satz 4 angefigt:

(nachrichtlich: 8 5 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 3 und 10)

3. Ausgleichszulagen nach den 8§ 40, 41 und
65 Abs. 2 NBesG, soweit sie ruhegehaltfahige
Dienstbezlige ausgleichen,

10. Ausgleichszulagen § 42 Satz 1 und § 68
Abs. 5 NBesG, soweit sie zum Ausgleich des
Grundgehalts, des Familienzuschlags oder
eines ruhegehaltfahigen Zuschusses dienen,

J'Sofern die Ausgleichszulage nach Satz 1 Nr. 10
zum Ausgleich eines Leistungsbezugs dient, der zu
einem spéteren Zeitpunkt ruhegehaltfahig gewor-
den ware, tritt die Ruhegehaltfahigkeit der Aus-
gleichszulage in entsprechendem Umfang zu dem
Zeitpunkt ein, zu dem auch der Leistungsbezug ru-
hegehaltfahig geworden ware.*

§ 33 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 erhélt folgende Fassung:

»3. Erstattung von Aufwendungen fir Heilverfah-
ren, fir Uberfuhrung und Bestattung, von

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

12.

13.

b) In Absatz 9 Satz 1 werden die Worte ,,im
Sinne des § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgeset-
zes“ gestrichen und nach der Angabe ,,§ 2
Abs. 1“ die Worte ,des Pflegezeitgeset-
zes“ durch die Angabe ,,PflegeZG*“ ersetzt.

In § 115 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,,Nrn. 1
bis 4 durch die Angabe ,,Nrn. 1 bis 3“ ersetzt.

In § 120 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 85
Abs. 2“ durch die Angabe ,,§ 85 Abs. 3“ ersetzt.

Artikel 2
Anderung des Niederséachsischen
Beamtenversorgungsgesetzes

Das Niedersachsische Beamtenversorgungsgesetz

in der Fassung vom 2. April 2013 (Nds. GVBI. S. 73), zu-
letzt geéndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
20. Dezember 2016 (Nds. GVBI. S. 308), wird wie folgt
geandert:

1.

2.

§5 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 3 erhélt folgende Fassung:

»3. Ausgleichszulagen nach den
88 40 bis 42, 65 Abs. 2 und § 68
Abs. 5 NBesG, soweit sie ruhe-
gehaltfahige Dienstbeziige aus-
gleichen,*.

bb) Nummer 10 wird gestrichen.

b) Es wird der folgende Absatz 8 angefugt:

»(8) Soweit eine Ausgleichszulage nach
§ 42 Satz 1 NBesG zum Ausgleich von Leis-
tungsbeziigen dient, die bei weiterer
Bezugsdauer zu einem spateren Zeitpunkt
nach Absatz 7 ruhegehaltfahig geworden
waren, gilt die Ausgleichszulage zu diesem
Zeitpunkt als ruhegehaltfahig im Sinne des
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3.

§ 33 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 3 und 4 erhalt folgende
Fassung:

»3. Erstattung von Aufwendungen fir Heilverfah-
ren, fir Kleider- und Wascheverschleil3, fur

17
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Verdienstausfall und Arbeitsentgelt sowie von
Aufwendungen fir Kleider- und Waschever-
schleif3 (8§ 37),

4. Erstattung von Pflegeaufwendungen und von
Verdienstausfall der pflegenden Person
(8 38),".

Die §8 37 und 38 erhalten folgende Fassung:

»8 37
Erstattung von Aufwendungen fiir Heilverfahren,
fir Uberfiihrung und Bestattung, von Verdienstaus-
fall und Arbeitsentgelt, von Aufwendungen fur
Kleider- und Wascheverschleill

(1) 'Es werden die angemessenen Aufwen-
dungen fir

1. die arztliche, zahnarztliche, psychotherapeuti-
sche und heilpraktische Untersuchung und
Behandlung,

2. die Krankenhausbehandlung,

3. die Durchfihrung von Rehabilitationsmaf-
nahmen,

4. die Versorgung mit Arznei- und Verbandmit-
teln, Medizinprodukten sowie Heilmitteln,

5. die Versorgung mit Hilfsmitteln, Geraten zur
Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sowie
Kdrperersatzstiicken und

6. sonstige Leistungen zur Wiederherstellung
der Gesundheit, zur Vermeidung von Unfall-
folgen oder zur Linderung der Folgen einer
Verletzung

erstattet, soweit die MalRnahmen im Rahmen eines
Heilverfahrens  medizinisch  notwendig  sind.
“Erstattet werden auch Aufwendungen fir Wahl-
leistungen nach § 17 des Krankenhausentgeltge-
setzes und nach 8 16 der Bundespflegesatzver-
ordnung mit der MalRgabe, dass fiir eine gesondert
berechenbare Unterkunft nur die Aufwendungen fir
die Inanspruchnahme eines Zweibettzimmers er-
stattet werden. °Die oberste Dienstbehdrde kann in
dienstlich begriindeten Ausnahmeféllen zulassen,
dass abweichend von Satz 2 die Aufwendungen fur
die Inanspruchnahme eines Einbettzimmers erstat-
tet werden.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

Uberfilhrung und Bestattung sowie Erstat-
tung von Verdienstausfall und Arbeitsentgelt
(8 37),

4.  Erstattung von Pflegeaufwendungen und von

Verdienstausfall der Pflegeperson (8§ 38),".

Die 88 37 und 38 erhalten folgende Fassung:

.8 37
Erstattung von Aufwendungen fiir Heilverfahren,
fur Kleider- und WascheverschleiR, fir Uberfiih-
rung und Bestattung sowie Erstattung von Ver-
dienstausfall und Arbeitsentgelt

(1) unverandert
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(2) 'Das Nahere Uber Inhalt und Umfang
sowie das Verfahren der Aufwendungserstattung
regelt die Landesregierung in Anlehnung an die
beihilferechtlichen Regelungen sowie unter Be-
ricksichtigung der Fursorgepflicht nach § 45 Be-
amtStG durch Verordnung. %Insbesondere kénnen
Bestimmungen getroffen werden tber

1. die Beschrankung oder den Ausschluss der
Erstattung fur Untersuchungen und Behand-
lungen nach wissenschaftlich nicht allgemein
anerkannten Methoden und fir bestimmte
Arzneimittel, insbesondere solche, bei deren
Anwendung eine Erhéhung der Lebensquali-
tat im Vordergrund steht,

2. die Beschrankung der Erstattung von Auf-
wendungen, die auRRerhalb eines Mitgliedstaa-
tes der Européischen Union entstanden sind,

3. die Notwendigkeit eines Voranerkennungsver-
fahrens,

4. Hdochstbetrage in bestimmten Féllen,

(nachrichtlich: Nummer 2 des Entwurfs)

2. die Beschrankung der Erstattung von Auf-
wendungen, die auf3erhalb eines Mitgliedstaa-
tes der Européischen Union entstanden sind,

5. Eigenbehalte,

6. die elektronische Erfassung und Speicherung
von Antragen und Belegen,

(nachrichtlich: Nummer 3 des Entwurfs)

3. die Notwendigkeit eines Voranerkennungsver-
fahrens,

7. eine Ausschlussfrist fir die Beantragung der
Erstattung von Aufwendungen,

(2) 'Das Nahere Uber Inhalt und Umfang
sowie das Verfahren der Aufwendungserstattung
regelt die Landesregierung in Anlehnung an das
Funfte Buch des Sozialgesetzbuchs sowie unter
Berlcksichtigung der Firsorgepflicht des Dienst-
herrn nach 8§ 45 BeamtStG durch Verordnung.
%Insbesondere kénnen Bestimmungen getroffen
werden

1. beziglich des Inhalts und Umfangs der
Aufwendungserstattung

a) Uber die Beschrankung oder den Aus-
schluss der Erstattung fur Untersuchun-
gen und Behandlungen nach wissen-
schaftlich nicht allgemein anerkannten
Methoden und fir bestimmte Arzneimit-
tel, insbesondere solche, bei deren
Anwendung eine Erhéhung der Lebens-
qualitét im Vordergrund steht,

(jetzt in Buchstabe c)

(jetzt in Nummer 2 Buchst. a)

b) Uber Hochstbetrdge in bestimmten
Fallen,

c) Uber die Beschréankung der Erstattung
von Aufwendungen, die aul3erhalb eines
Mitgliedstaates der Européischen Union
entstanden sind,

d) {Uber Eigenbehalte bei MalRnahmen,
die zu einer héuslichen Ersparnis
fuhren,

(jetzt in Nummer 2 Buchst. d)

2. bezuglich des Verfahrens der Aufwen-
dungserstattung

a) Uber die Notwendigkeit eines Voraner-
kennungsverfahrens,
b) {ber eine Ausschlussfrist fiir die Bean-

tragung der Erstattung von Aufwendun-
gen,
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8. die Erstattung von Aufwendungen in Fallen, in
denen sich die Anerkennung des Unfallereig-
nisses aus Griinden, die die Beamtin oder der
Beamte nicht zu vertreten hat, verzdgert,

(nachrichtlich: Nummer 6 des Entwurfs)

6. die elektronische Erfassung und Speicherung
von Antragen und Belegen,

(nachrichtlich: Nummer 10 des Entwurfs)

10. die unmittelbare Erstattung von Aufwendun-
gen fur eine stationare Krankenhausbehand-
lung an den Krankenhaustrager.

9. die Beteiligung von Gutachterinnen und Gut-
achtern sowie sonstiger Stellen zur Uberprii-
fung der Notwendigkeit beantragter MalRnah-
men oder der Angemessenheit einzelner
Aufwendungen und

10. die unmittelbare Erstattung von Aufwendun-
gen fur eine stationare Krankenhausbehand-
lung an den Krankenhaustrager.

(3) 'Bei Personen mit Anspruch auf Heilfir-
sorge nach den 8§88 114 und 115 NBG bestimmen
sich der Inhalt und Umfang sowie das Verfahren
der Aufwendungserstattung nach den Regelungen
Uber die Gewahrung von Heilfiirsorge, es sei denn,
die Verordnung nach Absatz 2 sieht die Erstattung
von Aufwendungen fiir MalRnhahmen und Leistun-
gen vor, die Uber den Leistungsumfang des Sys-
tems der Heilfirsorge hinausgehen. ’Der Anspruch
nach Absatz 1 Satze 2 und 3 bleibt unberihrt.

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

c) Uber die vorlaufige Erstattung von Auf-
wendungen in Fallen, in denen sich die
Anerkennung des Unfallereignisses aus
Grinden, die die Beamtin oder der
Beamte nicht zu vertreten hat, verzogert,

d) Uber die elektronische Erfassung und
Speicherung von Antrdgen und Belegen,

e) Uber die _____ Erstattung von Aufwen-
dungen an Personen oder Einrichtun-
gen, die Leistungen erbringen oder
Rechnungen ausstellen,

f)  Uber die Beteiligung von Gutachterinnen
und Gutachtern sowie sonstiger Stellen
zur Uberpriffung der Notwendigkeit be-
antragter MaBnahmen oder der Ange-
messenheit einzelner Aufwendungen
einschlieRlich der Ubermittlung er-
forderlicher Daten, wobei personen-
bezogene Daten nur mit Einwilligung
der Betroffenen Ubermittelt werden
durfen.

(jetzt in Buchstabe e)

°Der Ausschluss oder die Beschrankung der
Aufwendungserstattung fir nachgewiesene
und angemessene Aufwendungen fir medizi-
nisch notwendige Leistungen ist nur zulassig,
soweit dies im Einzelfall nicht zu einer unzu-
mutbaren Harte fir die nach 8§ 33 Abs. 1 berech-
tigte Person fuhrt.

(3) 'Bei Personen mit Anspruch auf Heilfir-
sorge nach den 88 114 und 115 NBG bestimmen
sich der Inhalt und Umfang sowie das Verfahren
der Aufwendungserstattung nach den Regelungen
Uber die Gewahrung von Heilfirsorge, soweit
nicht Absatz 1 Sétze 2 und 3 oder die Verord-
nung nach Absatz 2 die Erstattung von Aufwen-
dungen fir MaRnahmen und Leistungen vorsieht,
die Uber den Leistungsumfang der
Heilfiirsorge hinausgehen.
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(4) 'Ist die oder der Verletzte an den Folgen
eines Dienstunfalls verstorben, so werden der
Erbin, dem Erben oder der Erbengemeinschaft die
Aufwendungen fir die Uberfiihrung und die Bestat-
tung der oder des Verstorbenen erstattet. ’Die
Erstattung der Aufwendungen der Uberfiihrung
kann ganz oder teilweise versagt werden, wenn die
oder der Verletzte wahrend eines privaten Aufent-
halts auB3erhalb eines Mitgliedstaates der Europai-
schen Union verstorben ist. *Auf den Erstattungs-
betrag nach Satz 1 ist Sterbegeld nach § 22 Abs. 1
und 2 Nr. 1 in Hohe von 40 Prozent des Bruttobe-
trages und Sterbegeld nach § 22 Abs. 2 Nr.2 in
voller Hohe anzurechnen. *Satz 3 gilt nicht, wenn
die Aufwendungen fir die Uberfiihrung und die
Bestattung von Erben zu tragen sind, die keinen
Anspruch auf Sterbegeld haben.

(5) ‘Einer nach § 33 Abs. 1 berechtigten Per-
son, die weder Beamtin oder Beamter noch Ruhe-
standsbeamtin oder Ruhestandsbeamter ist, wird
ein fur den Zeitraum der Durchfihrung einer Maf3-
nahme nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 4 und 6 nachge-
wiesener Verdienstausfall erstattet. “Der Erstat-
tungsbetrag und ein Unterhaltsbeitrag nach § 42
oder 8 43 dirfen zusammen den Unterhaltsbeitrag
nach § 42 Abs. 2 Nr. 1 oder § 43 Abs. 1 Nr. 1 nicht
Ubersteigen.

(6) Bendtigt die oder der Verletzte eine
Organ- oder Gewebetransplantation oder eine Be-
handlung mit Blutstammzellen oder anderen Blut-
bestandteilen, so hat der Dienstherr bei Lebend-
spenden dem Arbeitgeber der Spenderin oder des
Spenders auf Antrag das wahrend der Arbeitsunfa-
higkeit infolge der Spende fortgezahlte Arbeitsent-
gelt sowie hierauf entfallende Beitrage des Arbeit-
gebers zur Sozialversicherung und zur betriebli-
chen Alters- und Hinterbliebenenversorgung zu er-
statten.

(4) ‘Ist die nach § 33 Abs. 1 berechtigte
Person an den Folgen eines Dienstunfalls verstor-
ben, so werden der Erbin, dem Erben oder der Er-
bengemeinschaft die Aufwendungen fir die Uber-
fuhrung und die Bestattung der oder des Verstor-
benen erstattet. “Die Erstattung der Aufwendungen
der Uberfiihrung kann ganz oder teilweise versagt
werden, wenn die nach § 33 Abs. 1 berechtigte
Person wahrend eines privaten Aufenthalts aul3er-
halb eines Mitgliedstaates der Europaischen Union
verstorben ist. *Auf den Erstattungsbetrag nach
Satz 1 ist Sterbegeld nach § 22 Abs. 1 und 2 Nr. 1
in Héhe von 40 Prozent des Bruttobetrages und
Sterbegeld nach § 22 Abs. 2 Nr. 2 in voller H6he
anzurechnen. “Satz 3 gilt nicht, wenn die Aufwen-
dungen fiir die Uberfiinrung und die Bestattung von
Erben zu tragen sind, die keinen Anspruch auf
Sterbegeld haben.

(5) ‘Einer nach § 33 Abs. 1 berechtigten Per-
son, die weder Beamtin oder Beamter noch Ruhe-
standsbeamtin oder Ruhestandsbeamter ist, wird
ein fur den Zeitraum der Durchfiihrung einer Maf3-
nahme nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 und 6
nachgewiesener Verdienstausfall erstattet. “Der
Erstattungsbetrag und ein Unterhaltsbeitrag nach
8§ 42 oder § 43 dirfen zusammen den Unterhalts-
beitrag nach § 42 Abs.2 Nr.1 oder § 43 Abs. 1
Nr. 1 nicht tbersteigen.

(5/1) In der Verordnung nach Absatz 2
kénnen auch Bestimmungen getroffen werden
Uber die Beteiligung an der Finanzierung von
Leistungen, fir die der nach § 33 Abs. 1 berech-
tigten Person keine Aufwendungen entstehen.

(6) Benotigt die nach § 33 Abs. 1 berechtig-
te Person eine Organ- oder Gewebetransplantati-
on oder eine Behandlung mit Blutstammzellen oder
anderen Blutbestandteilen, so hat der Dienstherr
bei Lebendspenden dem Arbeitgeber der Spende-
rin oder des Spenders auf Antrag das wahrend der
Arbeitsunfahigkeit infolge der Spende fortgezahlte
Arbeitsentgelt sowie hierauf entfallende Beitrage
des Arbeitgebers zur Sozialversicherung und zur
betrieblichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung zu erstatten.

(6/1) *Steht einer nach § 33 Abs. 1 berech-
tigten Person gegen eine Leistungserbringerin
oder einen Leistungserbringer wegen einer un-
richtigen Abrechnung ein Anspruch auf Rick-
erstattung oder Schadensersatz zu, so kann der
Dienstherr durch schriftliche Anzeige gegen-
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(7) Verursachen die Folgen eines Dienstun-
falls einen auBergewdhnlichen Verschlei an Klei-
dung und Wasche, so werden die dadurch entste-
henden Aufwendungen in entsprechender Anwen-
dung des 8§15 des Bundesversorgungsgesetzes
(BVG) erstattet.

§38
Erstattung von Pflegeaufwendungen und
von Verdienstausfall der Pflegeperson

(1) Ist die oder der Verletzte infolge des
Dienstunfalls pflegebedurftig im Sinne des § 14 des
Elften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB Xl), so
sind ihr oder ihm die angemessenen Aufwendun-
gen einer notwendigen Pflege zu erstatten.

(2) 'Das Nahere (ber Inhalt und Umfang
sowie das Verfahren der Erstattung der Pflegeauf-
wendungen regelt die Landesregierung durch Ver-
ordnung in Anlehnung an die Regelungen des Drit-
ten Teils der Niedersachsischen Beihilfeverord-
nung und 8§ 41 des Siebten Buchs des Sozialge-
setzbuchs sowie unter Bericksichtigung der Fur-
sorgepflicht nach § 45 BeamtStG. “Insbesondere
kénnen Bestimmungen getroffen werden tber

1. die Erstattung von Aufwendungen fur eine
Haushaltshilfe, wenn ihre Beschéftigung we-
gen der Inanspruchnahme der Angehdrigen
der oder des Verletzten durch deren oder
dessen Pflege notwendig ist,

2. die Erstattung von Aufwendungen fiir eine
behindertengerechte Anpassung wie Ausstat-
tung, Umbau und Ausbau des individuellen
Wohnumfelds oder fiir den Umzug in eine be-
hindertengerechte Wohnung,

3. Eigenbehalte bei stationédrer Unterbringung
und

4.  Anzeigepflichten der oder des Verletzten.
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Uber der Leistungserbringerin oder dem Leis-
tungserbringer bewirken, dass der Anspruch
insoweit auf ihn Ubergeht, als er aufgrund der
unrichtigen Abrechnung zu hohe Leistungen
erbracht hat. “Satz 1 gilt fur einen Anspruch
gegen die Abrechnungsstelle der Leistungser-
bringerin oder des Leistungserbringers ent-
sprechend.

(7) unverandert

§38
Erstattung von Pflegeaufwendungen und
von Verdienstausfall der Pflegeperson

(1) Ist die nach 8 33 Abs. 1 berechtigte Per-
son infolge des Dienstunfalls pflegebedurftig im
Sinne des § 14 des Elften Buchs des Sozialge-
setzbuchs (SGB Xl), so sind ihr oder ihm die
angemessenen Aufwendungen einer notwendigen
Pflege zu erstatten.

(2) ‘Das Nahere Uber Inhalt und Umfang
sowie das Verfahren der Erstattung der Pflegeauf-
wendungen regelt die Landesregierung in Anleh-
nung an das Elfte Buch des Sozialgesetzbuchs
und 841 des Siebten Buchs des Sozialgesetz-
buchs sowie unter Beriicksichtigung der Firsorge-
pflicht des Dienstherrn nach 8§ 45 BeamtStG
durch Verordnung. “Insbesondere kénnen Bestim-
mungen getroffen werden

1. Uber die Erstattung von Aufwendungen fir
eine Haushaltshilfe, wenn ihre Beschéftigung
wegen der Inanspruchnahme der Angehori-
gen der oder des Verletzten durch deren oder
dessen Pflege notwendig ist,

2. Uber die Erstattung von Aufwendungen fur
eine behindertengerechte Anpassung wie
Ausstattung, Umbau und Ausbau des indivi-
duellen Wohnumfelds oder fir den Umzug in
eine behindertengerechte Wohnung,

3. Uber Eigenbehalte bei stationarer Unterbrin-
gung und

4. Uber Anzeigepflichten der nach § 33 Abs. 1
berechtigten Person.
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%§ 37 Abs. 2 Nrn. 4 bis 7 gilt entsprechend.

(3) 'Wird die Pflege von einer Person er-
bracht, die nicht erwerbsmaRig tatig wird, erstattet
ihr der Dienstherr einen Verdienstausfall aufgrund
der Pflege bis zur Hohe des Verdienstausfalls,
hdchstens jedoch bis zur H6he der ortsiblichen
Vergitung fur eine Pflegekraft, die die Pflege be-
rufsmaRig erbringt. ’In besonders begriindeten
Ausnahmeféllen kann die oberste Dienstbehtrde
zulassen, dass abweichend von Satz 1 ein hoherer
Verdienstausfall erstattet wird. *Der Dienstherr er-
stattet auch die auf den Betrag nach den Satzen 1
und 2 entfallenden Beitrdge des Arbeitgebers zur
Sozialversicherung und zur betrieblichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung. “Nimmt eine nahe
Angehdorige oder ein naher Angehdriger im Sinne
des § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG)
das Recht nach § 2 Abs. 1 PflegeZG, bis zu zehn
Arbeitstage der Arbeit fernzubleiben, in Anspruch,
so gewahrt der Dienstherr auf Antrag nach MaRRga-
be des § 44 a Abs. 3 SGB Xl ein Pflegeunterstiit-
zungsgeld. °§ 44 a Abs. 4 SGB XI ist entsprechend
anzuwenden.”

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

°§ 37 Abs.2 Satz 2 Nr.1 Buchst. b und Nr. 2
Buchst. b bis f sowie Satz 3 gilt entsprechend.

(3) *Wird die nach § 33 Abs. 1 berechtigte
Person von einer Pflegeperson nach § 19 SGB XI
gepflegt, so erstattet ihr der Dienstherr ihren Ver-
dienstausfall aufgrund der Pflege ,
héchstens jedoch bis zur Héhe der ortsiblichen
Vergutung fur eine hauptberufliche Pflegekraft

. %In besonders begriindeten Ausnah-
meféllen kann die oberste Dienstbehérde zulassen,
dass abweichend von Satz 1 ein hoherer Ver-
dienstausfall erstattet wird. *Der Dienstherr erstat-
tet auch die auf den Betrag nach den Satzen 1
und 2 entfallenden Beitrdge des Arbeitgebers zur
Sozialversicherung und zur betrieblichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung. * ™ ®
(jetzt in Absatz 4)

(4) 'Ist die nach § 33 Abs. 1 berechtigte
Person pflegebediirftig und nehmen deshalb
nahe Angehérige im Sinne des 87
Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) das
Recht nach § 2 Abs. 1 PflegeZG, bis zu zehn Ar-
beitstage der Arbeit fernzubleiben, in
Anspruch, so gewahrt der Dienstherr den nahen
Angehdrigen auf Antrag nach MaRgabe des
§ 44 a Abs. 3 SGB XI ein Pflegeunterstutzungsgeld
als Ausgleich fir entgangenes Arbeitsentgelt
fur bis zu zehn Arbeitstage. §44 a Abs. 4
SGB Xl ist entsprechend anzuwenden.

(5) 8 37 Abs. 5/1 und 6/1 gilt entspre-
chend.”

§ 64 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
bb) Es wird der folgende Satz 2 angefiigt:

» Soweit Ruhestandsbeamtinnen und
Ruhestandsbeamte Verwendungsein-
kommen nach Absatz 7 beziehen,
wird nach Ablauf von drei Jahren
nach Erreichen der jeweils geltenden
gesetzlichen Altersgrenze die Hochst-
grenze nach Satz 1 Nr. 1 um 25 Pro-
zent erhoht.“
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Artikel 3
Anderung des Niederséchsischen Richtergesetzes

Nach § 7 des Niedersachsischen Richtergesetzes
vom 21. Januar 2010 (Nds. GVBI. S. 16), zuletzt gean-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Februar 2016
(Nds. GVBI. S. 38), wird der folgende § 7 a eingefiigt:

87a
Familienpflegezeit mit VVorleistung

(1) 'Richterinnen und Richtern mit Dienstbeziigen
ist auf Antrag fur die Dauer von langstens 48 Monaten
Teilzeitbeschéaftigung als Familienpflegezeit zu bewilli-
gen zur Pflege einer oder eines pflegebediirftigen nahen
Angehorigen im Sinne des § 7 Abs. 3 des Pflegezeitge-
setzes in hauslicher Umgebung, es sei denn, dass zwin-
gende dienstliche Griinde entgegenstehen. ’Die Pflege-
bediirftigkeit ist durch Vorlage eines arztlichen Zeugnis-
ses oder einer Bescheinigung der Pflegekasse oder des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder
durch Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung
einer privaten Pflegeversicherung nachzuweisen.

24
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b) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort
Hfindet“ ein Komma und die Worte ,,wenn
das fur die Wahlbeamtin oder den Wahlbe-
amten gunstiger ist,*“ eingefiigt.

Artikel 3
Anderung des Niederséchsischen Richtergesetzes

Das Niedersachsische Richtergesetz
vom 21. Januar 2010 (Nds. GVBI. S. 16), zuletzt gean-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Februar 2016
(Nds. GVBI. S. 38), wird wie folgt geandert:

1. Es wird der folgende § 7 a eingeflgt:

87a
Familienpflegezeit

(1) 'Richterinnen und Richtern mit Dienst-
beziigen, die

1. eine pflegebedurftige nahe Angehérige
oder einen pflegebedirftigen nahen Angeho-
rigen (8 7 Abs. 3 des Pflegezeit-
gesetzes - PflegeZG) in héauslicher Umge-
bung tatsachlich pflegen oder

2. eine minderjahrige pflegebedurftige nahe
Angehdrige oder einen minderjahrigen
pflegebedirftigen nahen Angehdrigen in
hauslicher oder auRerhauslicher Umge-
bung tatsachlich betreuen,

ist auf Antrag (jetzt in Absatz 1/1
Satz 1) Teilzeitbeschéaftigung als Familienpflegezeit
zu bewilligen, soweit zwingende dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen. ’Die Pflegebeddrftig-
keit ist durch __ ein arztliches Gutachten oder
eine Bescheinigung der Pflegekasse oder des
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung

oder durch eine entsprechende Bescheini-
gung einer privaten Pflegeversicherung nachzu-
weisen.

(1/1) *Familienpflegezeit wird fir die Dauer
von langstens 48 Monaten bewilligt und gliedert
sich in zwei gleich lange, jeweils zusammen-
hangende und unmittelbar aufeinanderfolgende
Zeitrdume (Pflegephase und Nachpflegephase).
%Ist die Pflegephase zunachst auf
weniger als 24 Monate festgesetzt worden, so ist
sie auf Antrag bis zur Dauer von 24 Monaten zu
verlangern, soweit die Voraussetzungen des Ab-
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(2) "Die Bewilligung erfolgt mit der MaRgabe, dass

1. in einer zusammenhéngenden Pflegephase von
langstens 24 Monaten Dienst mit mindestens der
Halfte des regelméaRigen Dienstes geleistet wird
und

2. in einer sich unmittelbar anschlieenden gleichlan-
gen Nachpflegephase Dienst in einem Umfang ge-
leistet wird, der mindestens dem Dienst entspricht,
der vor der Pflegephase geleistet worden ist.

®Eine Bewilligung darf nur erfolgen, wenn eine vollstan-
dige Ableistung der Pflege- und Nachpflegephase vor
Beginn des Ruhestandes mdglich ist. 3Ist die Pflegepha-
se der Familienpflegezeit flr weniger als 24 Monate be-
willigt worden, so kann sie nachtraglich bis zur Dauer
von 24 Monaten verlangert werden, wenn die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 vorliegen. “Die Bewilligung
der Familienpflegezeit ist mit einem Widerrufsvorbehalt
fur die Falle des Absatzes 5 Satz 1 zu versehen.

(3) Fur die Bemessung der Hohe der monatlichen
Dienstbeziige wahrend der Familienpflegezeit gilt § 11
Abs. 1 des Niedersachsischen Besoldungsgesetzes
(NBesG) mit der Mal3gabe, dass der Dienst zugrunde zu
legen ist, der sich aus dem Durchschnitt des wéhrend
der gesamten Familienpflegezeit (Pflege- und Nachpfle-
gephase) zu leistenden Dienstes ergibt.

(4) 'Die Familienpflegezeit endet, nachdem die zu
erbringende Dienstleistung in der Nachpflegephase voll-
standig geleistet worden ist. °Die Pflegephase der Fami-
lienpflegezeit endet vorzeitig mit Ablauf des Monats, der
auf den Monat folgt, in dem die Voraussetzungen der
Pflege einer oder eines pflegebedurftigen Angehérigen
nach Absatz 1 wegfallen. ®Die Dauer der Nachpflege-
phase verkurzt sich in diesem Fall um den entsprechen-
den Zeitraum.
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satzes 1 weiterhin vorliegen; die Nachpflegepha-
se ist entsprechend zu verlangern. ®Fallen die
Voraussetzungen des Absatzes 1 wéahrend der
Pflegephase weg, so ist das Ende der Pflege-
phase neu auf den Ablauf des Monats festzuset-
zen, der auf den Monat folgt, in dem die Voraus-
setzungen weggefallen sind; die Nachpflegepha-
se ist entsprechend zu verkirzen. “Eine Bewilli-
gung darf nur erfolgen, soweit eine vollstandige
Ableistung der Pflege- und Nachpflegephase vor
Beginn des Ruhestandes maoglich ist.

(2) *Der wahrend der Familienpflegezeit zu
leistende Dienst ist so festzusetzen, dass

1. inder Pflegephase Dienst
mit mindestens der Halfte des regelmafigen
Dienstes geleistet wird und

2. in der Nachpflegephase Dienst
in einem Umfang geleistet wird, der mindes-
tens dem Dienst entspricht, der vor der Pfle-
gephase geleistet worden ist.

z (jetzt Absatz 1/1 Satz 4) *
(jetzt Absatz 1/1 Satz 2) *

(3) Fur die Bemessung der Hohe der monat-
lichen Dienstbeziige wahrend der Familienpflege-
zeit gilt 8 11 Abs. 1 des Niedersachsischen Besol-
dungsgesetzes (NBesG) mit der MaRgabe, dass
der wahrend der gesamten Familien-
pflegezeit (Pflege- und Nachpflegephase) durch-
schnittlich zu leistende Dienst zugrunde zu legen
ist.

(4) 1 2
Satz 3 Halbsatz 1) °
Satz 3 Halbsatz 2)

(jetzt Absatz 1/1
(jetzt in Absatz 1/1
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(5) 'Die Bewilligung der Familienpflegezeit ist mit
Wirkung fir die Vergangenheit zu widerrufen

1. bei Beendigung des Richterverhaltnisses (8§ 21
bis 24 DRIG), bei Entfernung aus dem Richterver-
haltnis (8 94 dieses Gesetzes, § 11 des Nieder-
sachsischen Disziplinargesetzes - NDiszG -) sowie
bei Versetzung in den Ruhestand,

2.  bei einem auf Antrag der Richterin oder des Rich-
ters erfolgten Wechsel des Dienstherrn,

3. wenn Umstéande eintreten, welche die vorgesehene
Abwicklung unmdglich machen oder wesentlich
erschweren, oder

4. wenn der Richterin oder dem Richter die Fortset-
zung der Teilzeitbeschéaftigung nicht mehr zugemu-
tet werden kann und zwingende dienstliche Griinde
nicht entgegenstehen.

°lm Fall des Widerrufs sind die aufgrund der MaRgabe
des Absatzes 3 gezahlten Beziige, denen bei Anwen-
dung des § 11 Abs. 1 NBesG auf die Pflegephase keine
Dienstleistung in der Nachpflegephase gegenibersteht,
von der Richterin oder dem Richter zurtickzuzahlen.
%19 Abs.2 Satz3 NBesG gilt entsprechend.
*Abweichend von Satz 1 Nr.1 ist die Bewilligung der
Familienpflegezeit im Fall der Versetzung in den Ruhe-
stand wegen Dienstunfahigkeit mit Ablauf des Monats zu
widerrufen, in dem der Richterin oder dem Richter die
Verfligung uber die Versetzung in den Ruhestand zuge-
stellt worden ist. °Eine Riickzahlung zu viel gezahlter
Beziige findet nicht statt. ®Dies gilt auch im Fall des
Todes der Richterin oder des Richters.

(6) 'Die Familienpflegezeit kann anstelle des
Widerrufs im Fall

1. eines Beschéftigungsverbots nach den mutter-
schutzrechtlichen Vorschriften,

2. einer Elternzeit oder

3. einer Beurlaubung aus familiaren Grinden bis zu
drei Jahren nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
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(5) 'Die Bewilligung der Familienpflegezeit ist
mit Wirkung fir die Vergangenheit zu widerrufen

1. bei Beendigung des Richterverhaltnisses
(88 21 bis 24 DRIG), bei Entfernung aus dem
Richterverhéltnis ( § 11 des Nieder-
sachsischen Disziplinargesetzes - NDiszG -
in Verbindung mit § 94) sowie bei Eintritt
oder Versetzung in den Ruhestand,

2. unverandert

3. unverandert

4. soweit der Richterin oder dem Richter wéh-
rend der Pflegephase die Fortsetzung der
Teilzeitbeschaftigung nicht mehr zugemutet
werden kann und dienstliche Belange nicht
entgegenstehen.

YMit dem Widerruf ist der Umfang des wéhrend

der bisherigen Familienpflegezeit zu leistenden

Dienstes entsprechend der nach dem Modell

gemal Absatz 2 Satz 1 in der jeweiligen Phase

zu erbringenden Dienstleistung ruckwirkend
neu festzusetzen. 2m Fall des Widerrufs sind
zu viel gezahlte Bezige

nach MaflRgabe des § 19 Abs. 2 NBesG von

der Richterin oder dem Richter zurlickzuzahlen.

8 “Abweichend von Satz 1 Nr. 1 ist die

Bewilligung der Familienpflegezeit im Fall der Ver-

setzung in den Ruhestand wegen Dienstunfahigkeit

mit Ablauf des Monats zu widerrufen, in dem der

Richterin oder dem Richter die Verfigung uber die

Versetzung in den Ruhestand zugestellt worden ist.

°Eine Ruckzahlung zu viel gezahlter Bezilige findet

nicht statt. °Dies gilt auch im Fall des Todes der

Richterin oder des Richters.

(6) *Die Familienpflegezeit soll anstelle des
Widerrufs nach Absatz 5 Satz 1 Nr. 3 im Fall

1. unverandert

2. unverandert

3. unverandert



Niedersachsischer Landtag - 18. Wahlperiode

Drucksache 18/2281

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/149

unterbrochen werden. “Féallt die Unterbrechung in die
Pflegephase, so kann die Familienpflegezeit auf Antrag
der Richterin oder des Richters nach Wegfall des Unter-
brechungsgrundes auch unmittelbar mit einer entspre-
chend verkirzten Nachpflegephase fortgesetzt werden.

(7) 8 7 Abs. 2 gilt mit der MaRgabe entsprechend,
dass nur solche Nebentatigkeiten ausgetbt oder zuge-
lassen werden durfen, die dem Zweck der Familienpfle-
gezeit nicht zuwiderlaufen.

(8) Die Richterin oder der Richter ist verpflichtet,
jede Anderung der Tatsachen unverziiglich mitzuteilen,
die fur die Bewilligung der Familienpflegezeit maRRgeb-
lich sind.

(9) Eine neue Familienpflegezeit kann erst fur die
Zeit nach Beendigung der Nachpflegephase der voran-
gehenden Familienpflegezeit bewilligt werden.”

Artikel 4
Anderung des Niedersachsischen Hochschulgesetzes

Das Niedersachsische Hochschulgesetz in der
Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBI. S. 69), zu-
letzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Juni
2017 (Nds. GVBI. S. 172), wird wie folgt geédndert:

1. § 21 awird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geédndert:
aaa) In Nummer5 werden nach der
Angabe 62 ein Komma und die

Angabe ,62 a“ eingefiigt.

bbb) Am Ende der Nummer 6 wird der
Punkt durch ein Komma ersetzt.
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unterbrochen werden. “Fallt die Unterbrechung in
die Pflegephase, so sind auf Antrag der Richterin
oder des Richters die Pflegephase und die
Nachpflegephase so zu verkiirzen, dass die
Familienpflegezeit nach Ende der Unterbrechung
______unmittelbar mit der Nachpflegephase fortge-
setzt wird, soweit zwingende dienstliche Belan-
ge nicht entgegenstehen. ®Fallen die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 wahrend der Unter-
brechung weg und ware die Pflegephase zu
diesem Zeitpunkt noch nicht beendet gewesen,
so gilt Absatz 1/1 Satz 3 entsprechend. “Ab-
satz 1/1 Satz 4 gilt entsprechend.

(7) unverandert

(8) unverandert

(9) unverandert

2. In § 94 wird der Klammerzusatz ,,(NDiszG)“
gestrichen.

Artikel 4
Anderung des Niedersachsischen Hochschulgesetzes
Das Niederséchsische Hochschulgesetz in der
Fassung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBI. S. 69), zu-
letzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Juni
2017 (Nds. GVBI. S. 172), wird wie folgt gedndert:
1. § 21 awird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geé&ndert:

aa) unverandert
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2.

ccc) Es wird die folgende Nummer 7
angefugt:

.7. bei der Geburt oder Adoption
eines minderjahrigen Kindes
dieses tatsachlich betreut
hat.”

bb) Es wird der folgende Satz 3 angefigt:

. Die Verlangerung nach Satz1 Nr.7
setzt die Forderung des Beamtenver-
héltnisses aus dem Programm zur For-
derung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses gemaf der Verwaltungsverein-
barung zwischen Bund und Landern
vom 16. Juni 2016 voraus.“

b)  Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 3 wird die Angabe ,Nr. 4“ durch
die Angabe ,Nrn. 4 und 7 ersetzt.

bb) Es wird der folgende neue Satz 4 einge-
fugt:

,'Bei einer Verlangerung nach Absatz 1
Satz 1 Nr.7 betrédgt die Hochstgrenze
ein Jahr, bei mehreren Verlangerungen
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 zwei Jahre.”

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

In 8§27 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte ,worden
ist* durch die Worte ,oder eine nahe Angehdrige
oder ein naher Angehoriger im Sinne des §7
Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) gepflegt
worden ist und die Pflegebediirftigkeit im Sinne des
§ 2 Abs. 2 PflegeZG nachgewiesen wurde” ersetzt.

Artikel 5

Anderung der Niedersachsischen Laufbahnverordnung

Die Niederséchsische Laufbahnverordnung vom

30. Marz 2009 (Nds. GVBI. S.118), zuletzt geandert
durch Verordnung vom 23.Juli 2017 (Nds. GVBI.
S. 240), wird wie folgt gedndert:
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bb) Es wird der folgende Satz 3 angeflgt:

JDie Verlangerung nach Satz1 Nr. 7
setzt eine Forderfahigkeit

im Rahmen des Programms zur For-
derung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses gemaf der Verwaltungsverein-
barung zwischen Bund und Lé&ndern
vom 16. Juni 2016 (BAnz AT
27.10.2016 B8) voraus.”

b)  wird gestrichen

2.  In 827 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,,be-
treut“ __ die Worte ,oder eine nahe Angehdrige
oder ein naher Angehdriger im Sinne des §7
Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) gepflegt

und die Pflegebedurftigkeit im Sinne
des § 3 Abs. 2 PflegeZG nachgewiesen ____ “ ein-
geflgt.

Artikel 5
Anderung der Niederséchsischen Laufbahnverordnung

Die Niedersachsische Laufbahnverordnung vom
30. Marz 2009 (Nds. GVBI. S. 118), zuletzt geéndert
durch Verordnung vom 23.Juli 2017 (Nds. GVBI.
S. 240), wird wie folgt geandert:

0/1. 8§ 7 wird wie folgt geéndert:
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1. § 16 erhdlt folgende Fassung:

»8 16
Hochstalter fur die Einstellung
in ein Beamtenverhaltnis

(1) Die Héchstaltersgrenze nach 8 18 Abs. 2
NBG gilt nicht

1. fur einen Vorbereitungsdienst, dessen Ab-
schluss gesetzliche Voraussetzung fur die
Ausilibung eines Berufes aufRerhalb des 6f-
fentlichen Dienstes ist,

2. in den Fallen, in denen die Voraussetzungen
des § 7 Abs. 6 SVG vorliegen, und

3.  fir Inhaberinnen und Inhaber eines Eingliede-
rungs- oder Zulassungsscheins nach §9
SVG.

(2) Die Hochstaltersgrenzen nach § 18 Abs. 2
und 3 NBG gelten nicht fur Beamtinnen und Beam-
te eines niedersachsischen Dienstherrn, die zur
Ableistung eines Vorbereitungsdienstes oder einer
Probezeit beurlaubt und in ein Beamtenverhdltnis
auf Widerruf oder auf Probe berufen werden.
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a) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Zeiten einer Teilzeitbeschifti-
gung sind in vollem Umfang Probezeit.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es werden die folgenden Séatze 2 bis 4
angefugt:

,» Die Zeit eines Urlaubs ohne Dienst-
beziige nach § 62 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
NBG und Elternzeit ohne Dienstbezi-
ge nach den nach § 81 NBG gelten-
den Rechtsvorschriften verkiirzen die
Probezeit, soweit sie wahrend des fir
die Probezeit vorgesehenen Zeit-
raums in Anspruch genommen wer-
den. Die Mindestprobezeit darf durch
die Verklrzung nicht unterschritten
werden. “Die Satze 2 und 3 gelten
nicht fir die Probezeit, die vor der
Vergabe eines staatsanwaltlichen
Eingangsamtes abzuleisten ist.

1. 8§16 erhalt folgende Fassung:
,§ 16
Hochstalter fur die Einstellung

in ein Beamtenverhaltnis

(1) Die Héchstaltersgrenze nach 8§ 18 Abs. 2
NBG gilt nicht

__ fur einen Vorbereitungsdienst, dessen Ab-
schluss gesetzliche Voraussetzung fir die
Ausiibung eines Berufes aulRerhalb des
offentlichen Dienstes ist_

(jetzt in Absatz 2 Nr. 1)

(jetzt in Absatz 2 Nr. 2).

(2) Die Hochstaltersgrenzen nach § 18 Abs. 2
und 3 NBG gelten nicht

1. in den Fallen, in denen die Voraussetzungen
des § 7 Abs. 6 SVG vorliegen,
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(3) 'Die Hochstaltersgrenzen nach § 18
Abs. 2 und 3 NBG erh6hen sich um Zeiten der tat-
sachlichen Betreuung oder Pflege eines Kindes un-
ter 18 Jahren oder der Pflege einer oder eines
pflegebedurftigen nahen Angehdrigen im Sinne des
§ 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) je
Kind oder Pflegefall um jeweils bis zu drei Jahre,
sofern Uber einen dementsprechenden Zeitraum
keine berufliche Téatigkeit im Umfang von in der
Regel mehr als zwei Drittel der jeweiligen regelma-
RBigen Arbeitszeit ausgetbt wurde. ’Die Pflegebe-
durftigkeit ist nach 8 3 Abs. 2 PflegeZG nachzu-
weisen. ®In den Fallen des § 18 Abs. 2 NBG darf
das 46. Lebensjahr und in den Féllen des § 18
Abs. 3 NBG das 49. Lebensjahr nicht tiberschritten
werden.

(4) Hat eine Laufbahnbewerberin oder ein
Laufbahnbewerber die Hdochstaltersgrenze Uber-
schritten, so ist eine Einstellung mdglich, wenn sie
oder er

1. an dem Tag, an dem der Antrag auf Einstel-
lung gestellt wird, die Hochstaltersgrenze
noch nicht Gberschritten hatte und die Einstel-
lung innerhalb eines Jahres nach Antragstel-
lung erfolgt oder

2. eine frihere Beamtin oder ein friiherer Beam-
ter ist und innerhalb eines Jahres nach der
Entlassung wieder eingestellt wird.

(5) 'Das Finanzministerium kann auf Vor-
schlag der obersten Dienstbehérde Ausnahmen
von den Hochstaltersgrenzen zulassen, und zwar

1. fur einzelne Falle oder fur Gruppen von Fal-
len, wenn der Dienstherr ein erhebliches
dienstliches Interesse daran hat, Bewerberin-
nen oder Bewerber als Fachkréafte zu gewin-
nen oder zu behalten, oder

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

2. fur Inhaberinnen und Inhaber eines Eingliede-
rungs- oder Zulassungsscheins nach § 9 SVG
und

3. fur Beamtinnen und Beamte eines nieder-
sachsischen Dienstherrn, die zur Ableistung
eines Vorbereitungsdienstes oder einer Pro-
bezeit beurlaubt und in ein Beamtenverhaltnis
auf Widerruf oder auf Probe berufen werden.

(3) unverandert

(4) Hat eine Laufbahnbewerberin oder ein
Laufbahnbewerber die Hochstaltersgrenze ber-
schritten, so ist eine Einstellung abweichend von
§ 18 Abs. 2 und 3 NBG sowie von Absatz 3 mdg-
lich, wenn sie oder er

1. unverandert

2. unverandert

(5) unverandert
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2. fiur einzelne Falle, wenn sich nachweislich der
berufliche Werdegang aus von der Bewerbe-
rin oder dem Bewerber nicht zu vertretenden
Griinden in einem MaR verzégert hat, das die
Anwendung der Hoéchstaltersgrenze unbillig
erscheinen lielRe.

“Betrifft die Ausnahme eine Kommunalbeamtin
oder einen Kommunalbeamten oder eine Korper-
schaftsbeamtin oder einen Kérperschaftsbeamten,
so entscheidet die oberste Aufsichtsbehorde; die
oberste Dienstbehérde kann in diesem Fall ihre Be-
fugnis nach Satz 1 tUbertragen.”

2. § 19 wird wie folgt gedndert:
a) Eswird der folgende neue Absatz 2 eingefugt:

»(2) Zwischen den Prifungsnoten ,gut’
und ,befriedigend‘ kann in landeribergreifend
durchzufuhrenden Prifungsverfahren die fol-
gende Priifungsnote vergeben werden:

vollbefriedigend (2,5) = eine den Anforde-
rungen im Allge-
meinen und in er-
heblichen  Teilen
voll entsprechende
Leistung.”

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

3. In 833 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte ,héchstens
achtzehnmonatigen® gestrichen.

Artikel 6
Anderung der Niedersachsischen Verordnung tiber
die Laufbahnen der Fachrichtung Polizei

§ 3 der Niederséchsischen Verordnung Uber die
Laufbahnen der Fachrichtung Polizei vom 24. Mai 2013
(Nds. GVBI. S. 116) erhélt folgende Fassung:

83

Hochstalter fiir die Einstellung in ein Beamtenverhaltnis

(1) 'Die Héchstaltersgrenzen nach § 108 a Abs. 1
und 2 NBG erhdhen sich um Zeiten der tatséchlichen
Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren
oder der Pflege einer oder eines pflegebedirftigen
nahen Angehdrigen im Sinne des § 7 Abs. 3 des Pflege-
zeitgesetzes (PflegeZG) je Kind oder Pflegefall um
jeweils bis zu drei Jahre, sofern Gber einen dementspre-

Empfehlungen des Ausschusses fiir Inneres und Sport

2. unverandert

3. unverandert

Artikel 6
Anderung der Niedersachsischen Verordnung tiber
die Laufbahnen der Fachrichtung Polizei

§ 3 der Niederséchsischen Verordnung Uber die
Laufbahnen der Fachrichtung Polizei vom 24. Mai 2013
(Nds. GVBI. S. 116) erhélt folgende Fassung:

83

Hochstalter fur die Einstellung in ein Beamtenverhaltnis

(1) 'Die Hochstaltersgrenzen nach § 108 Abs. 1
und 2 NBG erh6hen sich um Zeiten der tatséchlichen
Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren
oder der Pflege einer oder eines pflegebedurftigen
nahen Angehdérigen im Sinne des 8 7 Abs. 3 des Pflege-
zeitgesetzes (PflegeZG) je Kind oder Pflegefall um
jeweils bis zu drei Jahre, sofern Gber einen dementspre-
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chenden Zeitraum keine berufliche Tatigkeit im Umfang
von in der Regel mehr als zwei Drittel der jeweiligen
regelmafigen Arbeitszeit ausgeiibt wurde. ’Die Pflege-
bedurftigkeit ist nach § 3 Abs. 2 PflegeZG nachzuwei-
sen. ’In den Fallen des § 108 a Abs. 1 NBG darf das
35. Lebensjahr und in den Fallen des § 108 a Abs. 2
NBG das 38. Lebensjahr nicht Gberschritten werden.

(2) Hat eine Laufbahnbewerberin oder ein Lauf-
bahnbewerber die Hochstaltersgrenze tberschritten, so
ist eine Einstellung abweichend von § 108 a Abs. 1
und 2 NBG sowie von Absatz 1 mdglich, wenn sie oder
er

1. an dem Tag, an dem der Antrag auf Einstellung
gestellt wird, die Hochstaltersgrenze noch nicht
Uberschritten hatte und die Einstellung innerhalb
eines Jahres nach Antragstellung erfolgt oder

2. eine friihere Beamtin oder ein friherer Beamter ist
und innerhalb eines Jahres nach der Entlassung
wieder eingestellt wird.

(3) 'Das fur Inneres zustiandige Ministerium oder
die von ihm bestimmte Stelle kann im Einzelfall zulas-
sen, dass

1. abweichend von § 108 a Abs. 1 NBG eine Lauf-
bahnbewerberin oder ein Laufbahnbewerber ein-
gestellt wird, die oder der das 32., aber noch nicht
das 35. Lebensjahr vollendet hat, und

2. abweichend von § 108 a Abs. 2 NBG eine Lauf-
bahnbewerberin oder ein Laufbahnbewerber ein-
gestellt wird, die oder der das 35., aber noch nicht
das 38. Lebensjahr vollendet hat,

wenn an der Einstellung ein dienstliches Interesse be-
steht. “Besteht an der Einstellung einer Laufbahnbewer-
berin oder eines Laufbahnbewerbers ein erhebliches
dienstliches Interesse, so kann das fir Inneres zustandi-
ge Ministerium oder die von ihm bestimmte Stelle die
Einstellung unabhangig vom Alter zulassen.”

Artikel 7
Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 2 Nr. 1 mit
Wirkung vom 1. Dezember 2011 in Kraft.

32 (Verteilt am 06.12.2018)
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chenden Zeitraum keine berufliche Tatigkeit im Umfang
von in der Regel mehr als zwei Drittel der jeweiligen
regelmafigen Arbeitszeit ausgeiibt wurde. ’Die Pflege-
bedurftigkeit ist nach 8 3 Abs. 2 PflegeZG nachzuwei-
sen. °In den Féllen des § 108 Abs. 1 NBG darf das
35. Lebensjahr und in den Fallen des § 108 Abs. 2 NBG
das 38. Lebensjahr nicht Gberschritten werden.

(2) Hat eine Laufbahnbewerberin oder ein Lauf-
bahnbewerber die Hochstaltersgrenze tberschritten, so
ist eine Einstellung abweichend von § 108 Abs. 1 und 2
NBG sowie von Absatz 1 mdglich, wenn sie oder er

1. unverandert

2. unverandert

(3) 'Das fir Inneres zustindige Ministerium oder
die von ihm bestimmte Stelle kann im Einzelfall zulas-
sen, dass

1. abweichend von § 108 Abs. 1 NBG eine Laufbahn-
bewerberin oder ein Laufbahnbewerber eingestellt
wird, die oder der das 32., aber noch nicht das
35. Lebensjahr vollendet hat, und

2. abweichend von § 108 Abs. 2 NBG eine Laufbahn-
bewerberin oder ein Laufbahnbewerber eingestellt
wird, die oder der das 35., aber noch nicht das
38. Lebensjahr vollendet hat,

wenn an der Einstellung ein dienstliches Interesse be-
steht. >Besteht an der Einstellung einer Laufbahnbewer-
berin oder eines Laufbahnbewerbers ein erhebliches
dienstliches Interesse, so kann das fir Inneres zustandi-
ge Ministerium oder die von ihm bestimmte Stelle die
Einstellung unabhangig vom Alter zulassen.*

Artikel 7
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

(2) unverandert



	Drucksache 18/2281
	Beschlussempfehlung
	Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Familienpflegezeit für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter sowie zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften

